
383

sitzender: Dr. M. Suhrbier; Stell
vertreter: Prof. Dr. h. c. J. Dieck
mann, W.-P. Konzok; Generalse
kretär: Dr. M. Gerlach. Zentral
organ: „Der Morgen"; außerdem 
besitzt die Partei vier Bezirks
zeitungen. Funktionärorgan:
„LDPD-Informationen".

Liberalismus: 1. im Kampf gegen 
den Feudalismus und seine 
politischen Herrschaftsformen
entstandene bürgerliche Bewe
gung und die ihr entsprechende 
politische Doktrin. Ideologisch be
ruhte der L. auf den aufkläreri
schen Thesen vom Naturrecht, 
vom Gesellschaftsvertrag und von 
der Gewaltenteilung, die das 
bürgerliche Bestreben widerspie
gelten, die Macht des absolutisti
schen Staates einzuschränken. 
Der gesellschaftliche Fortschritt 
im Klasseninteresse der entste
henden Bourgeoisie sollte dem L. 
zufolge durch die freie, vom feu
dalabsolutistischen Staat (-*■ Ab
solutismus) unbehinderte Bewe
gung der Individuen gewährlei
stet werden. Dementsprechend 
forderte der L. auf politischem 
Gebiet unter anderem allgemei
nes Wahlrecht, Presse-, Versamm- 
lungs-, Glaubens- und Gewissens
freiheit, Rechtssicherheit der Per
son, Gleichheit vor dem Gesetz 
und einen konstitutionellen Staat 
(konstitutionelle Monarchie oder 
bürgerliche Republik), der die In
teressen der Individuen garan
tiere und schütze. Auf ökonomi
schem Gebiet forderte er Freiheit 
des Privateigentums, Freihandel 
und Gewerbefreiheit. Der L. ver
hielt sich revolutionären Volks
bewegungen gegenüber zumeist 
ablehnend. Seine antirevolutio
näre Grundhaltung kam in dem 
Bestreben zum Ausdruck, die libe
ralen Ziele möglichst auf dem 
Wege der Vereinbarung mit dem 
Feudalstaat zu erreichen. Nament
lich in Deutschland verkümmer-

Liga der Arabischen Staaten

ten die ursprünglich progressiven 
Züge des L. sehr rasch im Gefolge 
des während der Revolution von 
1848/49 angebahnten und sich da
nach vertiefenden Klassenkom
promisses von Großbourgeoisie 
und Junkertum. Nur eine ständig 
an Einfluß verlierende Minorität 
der Bourgeoisie hielt an ursprüng
lichen Forderungen des L. fest. 
Während die Bourgeoisie in ihrer 
Mehrheit die fortschrittlichen 
Grundsätze des L. verriet, wurde 
die Arbeiterbewegung zum kon
sequentesten Verfechter bürger
lich-demokratischer Rechte und 
Freiheiten. 2. In der revolutionä
ren Arbeiterbewegung im über
tragenen Sinne: Prinzipienlosig
keit, opportunistisches Verhalten.

Liga der Arabischen Staaten: am
22. 3.1945 auf der Konferenz der 
arabischen Staaten in Kairo unter 
ausschlaggebendem Einfluß Groß
britanniens gebildet. Großbritan
nien verfolgte mit der Gründung 
der L. das Ziel, seinen Einfluß im 
Nahen Osten aufrechtzuerhalten. 
Mit dem Entstehen fortschritt
licher arabischer Staaten verän
derte sich der Charakter der
L. Anfangs gehörten ihr Ägyp
ten, Syrien, Libanon, Transjorda- 
nien (Jordanien), Irak, Saudi-Ara
bien und Jemen an; ihr traten 
1953 Libyen, 1956 Sudan, 1958 
Marokko und Tunesien, 1961 Ku
weit und 1962 Algerien bei. 1950 
wurde der Pakt der L. - ihr 
Grundsatzdokument - durch den 
Vertrag über kollektive Verteidi
gung und wirtschaftliche Zusam
menarbeit ergänzt. Jeder arabi
sche Staat kann Mitglied der L. 
werden. Noch nicht unabhängige 
Länder werden zur Mitarbeit in 
den Sonderausschüssen der L. zu 
wirtschaftlichen, sozialen, kultu
rellen und anderen Fragen zuge
lassen. Der ständige Sitz (Gene
ralsekretariat) befindet sich in 
Kairo (VAR). Die Aufgaben der L.


